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67/58. Der unerlaubte Handel mit Kleinwaffen und leichten Waffen unter allen Aspekten

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 66/47 vom 2. Dezember 2011 sowie alle früheren Resolutionen mit
dem Titel „Der unerlaubte Handel mit Kleinwaffen und leichten Waffen unter allen Aspekten“, namentlich
Resolution 56/24 V vom 24. Dezember 2001,

hervorhebend
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mit Befriedigung Kenntnis nehmend von den regionalen und subregionalen Anstrengungen, die zur Un-
terstützung der Durchführung des Aktionsprogramms unternommen werden, und in Würdigung der dabei be-
reits erzielten Fortschritte, einschließlich der Auseinandersetzung mit den Angebots- und Nachfragefaktoren,
die bei der Bekämpfung des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen zu berücksichtigen
sind,

erneut erklärend, dass unerlaubte Vermittlungsgeschäfte mit Kleinwaffen und leichten Waffen ein
ernsthaftes Problem darstellen, das die internationale Gemeinschaft dringend angehen sollte,

in Anerkennung der von nichtstaatlichen Organisationen unternommenen Bemühungen, die Staaten bei
der Durchführung des Aktionsprogramms zu unterstützen,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekretärs173, der einen Überblick über die Durchführung
der Resolution 66/47 enthält,

1. unterstreicht, dass die Frage des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen unter
allen Aspekten konzertierte Anstrengungen auf nationaler, regionaler und internationaler Ebene zur Verhü-
tung, Bekämpfung und Beseitigung der unerlaubten Herstellung, Verbringung und Verschiebung von Klein-
waffen und leichten Waffen erfordert und dass ihre unkontrollierte Verbreitung in vielen Weltregionen viel-
fältige humanitäre und sozioökonomische Folgen nach sich zieht und eine ernsthafte Bedrohung des Frie-
dens, der Aussöhnung, der Sicherheit, der Stabilität und der nachhaltigen Entwicklung auf individueller, lo-
kaler, nationaler, regionaler und internationaler Ebene darstellt;

2. befürwortet alle einschlägigen Initiativen, einschließlich derjenigen der Vereinten Nationen, an-
derer internationaler Organisationen, regionaler und subregionaler Organisationen, nichtstaatlicher Organi-
sationen und der Zivilgesellschaft, zur erfolgreichen Durchführung des Aktionsprogramms zur Verhütung,
Bekämpfung und Beseitigung des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen unter allen
Aspekten171 und fordert alle Mitgliedstaaten auf, zur weiteren Durchführung des Aktionsprogramms auf na-
tionaler, regionaler und globaler Ebene beizutragen;

3. ermutigt die Staaten zur Umsetzung der Empfehlungen in dem Bericht der Gruppe von Regie-
rungssachverständigen, die mit Resolution 60/81 eingesetzt wurde, um weitere Schritte zur Verstärkung der
internationalen Zusammenarbeit bei der Verhütung, Bekämpfung und Beseitigung unerlaubter Vermittlungs-
geschäfte mit Kleinwaffen und leichten Waffen zu prüfen174;

4. billigt das Ergebnis der Zweiten Konferenz der Vereinten Nationen zur Überprüfung der Fort-
schritte bei der Durchführung des Aktionsprogramms zur Verhütung, Bekämpfung und Beseitigung des un-
erlaubten Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen unter allen Aspekten175;

5. beschließt, gemäß dem auf der Zweiten Überprüfungskonferenz vereinbarten Tagungskalender
für den Zeitraum von 2012 bis 2018176, im Einklang mit der einschlägigen Bestimmung des Aktionspro-
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7. betont, dass die von der internationalen Gemeinschaft unternommenen Initiativen im Bereich der
internationalen Zusammenarbeit und Hilfe nach wie vor unerlässlich sind und die auf nationaler sowie auf re-
gionaler und globaler Ebene ergriffenen Durchführungsmaßnahmen ergänzen;

8. ermutigt die Staaten, Möglichkeiten zur Stärkung der Zusammenarbeit und Hilfe und zur Bewer-
tung ihrer Wirksamkeit zu prüfen, mit dem Ziel, die Durchführung des Aktionsprogramms zu gewährleisten;

9. erkennt an, dass die interessierten Staaten wirksame Koordinierungsmechanismen schaffen müs-
sen, sofern solche nicht vorhanden sind, um den Bedarf der Staaten und die vorhandenen Ressourcen in Ein-
klang zu bringen, mit dem Ziel, die Durchführung des Aktionsprogramms zu stärken und die internationale
Zusammenarbeit und Hilfe wirksamer zu gestalten, und ermutigt die Staaten in dieser Hinsicht, gegebenen-
falls das System zur Unterstützung der Durchführung des Aktionsprogramms zu nutzen;

10. ermutigt die Staaten, neben anderen Mechanismen die kohärente Ermittlung des Bedarfs, der Prio-
ritäten und der nationalen Pläne und Programme zu prüfen, die möglicherweise eine internationale Zusam-
menarbeit und Hilfe seitens der Staaten und der regionalen und internationalen Organisationen, die dazu in
der Lage sind, erforderlich machen;

11. befürwortet alle Anstrengungen zum Aufbau nationaler Kapazitäten für die wirksame Durchfüh-
rung des Aktionsprogramms, einschließlich derjenigen, die in den Ergebnisdokumenten der Zweiten Über-
prüfungskonferenz hervorgehoben wurden;

12. legt den Staaten nahe, auf freiwilliger Grundlage Nationalberichte über ihre Durchführung des
Aktionsprogramms vorzulegen, nimmt davon Kenntnis, dass die Staaten Nationalberichte über ihre Durch-
führung des Internationalen Rückverfolgungsinstruments vorlegen werden, ermutigt diejenigen Staaten, die
dazu in der Lage sind, das vom Büro für Abrüstungsfragen bereitgestellte Berichtsmuster zu verwenden, und
bekräftigt, wie nützlich es ist, diese Berichterstattung mit den zweijährlichen Tagungen der Staaten und den
Überprüfungskonferenzen zu synchronisieren, um so die Berichtsquote und den Nutzen der Berichte zu er-
höhen und einen substanziellen Beitrag zu den Erörterungen auf den Tagungen zu leisten;

13. legt den Staaten außerdem nahe, auf freiwilliger Grundlage ihre Nationalberichte zunehmend als
ein weiteres Instrument einzusetzen, um ihren Hilfebedarf anzuzeigen und Informationen über die zur
Deckung dieses Bedarfs verfügbaren Ressourcen und Mechanismen zu übermitteln, und ermutigt die Staa-
ten, die in der Lage sind, derartige Hilfe zu leisten, von diesen Nationalberichten Gebrauch zu machen;

14. ermutigt die Staaten, die zuständigen internationalen und regionalen Organisationen und die Zivil-
gesellschaft mit den entsprechenden Kapazitäten, mit anderen Staaten auf deren Ersuchen bei der Erarbei-
tung umfassender Berichte über ihre Durchführung des Aktionsprogramms zusammenzuarbeiten und ihnen
dabei behilflich zu sein;

15. fordert alle Staaten auf, das Internationale Rückverfolgungsinstrument durchzuführen, indem sie
unter anderem in ihre Nationalberichte die Namen der nationalen Kontaktstellen und die entsprechenden
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19. ermutigt die Zivilgesellschaft und die zuständigen Organisationen, ihre Kooperation zu verstärken
und mit den Staaten auf der jeweiligen nationalen und regionalen Ebene zusammenzuarbeiten, um die Durch-
führung des Aktionsprogramms zu ermöglichen;

20. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung auf ihrer achtundsechzigsten Tagung über
die Durchführung dieser Resolution Bericht zu erstatten;

21. beschließt, den Unterpunkt „Der unerlaubte Handel mit Kleinwaffen und leichten Waffen unter al-
len Aspekten“ unter dem Punkt „Allgemeine und vollständige Abrüstung“ in die vorläufige Tagesordnung
ihrer achtundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 67/59

Verabschiedet auf der 48. Plenarsitzung am 3. Dezember 2012, in einer aufgezeichneten Abstimmung mit 174 Stim-
men bei 1 Gegenstimme und 13 Enthaltungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/67/409, Ziff. 97)177:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Argentinien, Armeni-
en, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Be-
nin, Bhutan, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Chile, Costa Rica,
Côte d’Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Laos, Deutschland, Domi-
nica, Dominikanische Republik, Dschibuti, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Est-
land, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Gambia, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Gui-
nea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indonesien, Irak, Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jor-
danien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren,
Kongo, Kroatien, Kuwait, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libyen, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagas-
kar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Marshallinseln, Mauretanien, Mexiko, Mikronesien (Föde-
rierte Staaten von), Monaco, Mongolei, Montenegro, Mosambik, Namibia, Nepal, Neuseeland, Niederlande, Niger,
Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Palau, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Por-
tugal, Republik Korea, Republik Moldau, Ruanda, Rumänien, Russische Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa,
San Marino, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien, Sierra Leone, Simbab-
we, Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Kitts und Nevis, St. Lucia, St. Vincent und die
Grenadinen, Südafrika, Sudan, Südsudan, Suriname, Swasiland, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Ton-
ga, Trinidad und Tobago, Tschad, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Tuvalu, Uganda, Ukra-
ine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Ver-
einigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika,
Vietnam, Zentralafrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Demokratische Volksrepublik Korea.
Enthaltungen: Arabische Republik Syrien, Bolivien (Plurinationaler Staat), Brasilien, China, Ecuador, Indien,

Iran (Islamische Republik), Israel, Kuba, Mauritius, Myanmar, Nicaragua, Pakistan.

67/59. Geeintes Vorgehen zur völligen Beseitigung der Kernwaffen

Die Generalversammlung,

daran erinnernd, dass alle Staaten weitere konkrete Schritte und wirksame Maßnahmen zur vollständi-
gen Beseitigung der Kernwaffen ergreifen müssen, um eine friedliche und sichere Welt ohne Kernwaffen
herbeizuführen, und in diesem Zusammenhang bestätigend, dass die Mitgliedstaaten zu geeintem Vorgehen
entschlossen sind, 

177 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss eingebracht von: Afghanistan, Albanien, Andorra,
Antigua und Barbuda, Australien, Bangladesch, Belgien, Belize, Benin, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Burkina Faso,
Burundi, Chile, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik Kongo, Deutschland, Dominikanische Repu-
blik, Dschibuti, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Estland, Finnland, Gabun, Georgien, Griechen-
land, Guatemala, Guinea, Haiti, Honduras, Irak, Island, Italien, Japan, Jordanien, Kambodscha, Kanada, Kasachstan, Kenia, Kir-
gisistan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kroatien, Lesotho, Lettland, Liberia, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malawi, Mali,
Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Montenegro, Nepal, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Österreich, Palau, Pana-
ma, Papua-Neuguinea, Paraguay, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Sambia, Samoa,
San Marino, Schweiz, Senegal, Serbien, Seychellen, Slowakei, Slowenien, Spanien, St. Lucia, Tadschikistan, Thailand, Tonga,
Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Türkei, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Vereinigtes
Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Zentralafrikanische Republik und Zypern.




